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Berlin, 9. September 2026 

Ihre Wahlprüfsteine zur Abgeordnetenhauswahl 2026  

Sehr geehrter Herr Gählert, sehr geehrter Herr Scholz,  

haben Sie vielen Dank für Ihre Anfrage und das Interesse an unserem Wahlprogramm. Wir freuen 
uns sehr, wenn sich Berliner*innen informiert und aktiv in den politischen Prozess einbringen und 
lassen Ihnen anbei die Antworten der SPD Berlin zukommen. Unser gesamtes Wahlprogramm in 
voller Länge finden Sie unter https://spd.berlin/wahlprogramm/.  

1. Wie steht die Partei zur konsequenten Regulierung von Plattformen und KI Anbietern? 

Die SPD Berlin will die Chancen der Digitalisierung nutzen und Risiken durch klare Leitplanken be-
grenzen. Freie und vielfältige Medien sind für uns Grundpfeiler der Demokratie. Sowohl der Digital 
Services Act als auch der AI Act der EU stehen für eine wertebasierte Regulierung, die auf den 
Schutz von Personen- und Verbraucherrechten und öffentlichen Werten ausgerichtet ist. Europa, 
Mitgliedstaaten und Bundesländer – es gibt regulatorische Möglichkeiten auf allen Ebenen. Für 
die SPD Berlin ist ein stärkerer Fokus auf die Medienangelegenheiten des Landes wichtig. Die Ber-
lin Brandenburgische Landesmedienanstalt sichert staatsferne Aufsicht, Medienvielfalt und digi-
tale Kompetenz. Beim Einsatz von KI sollen Nutzen und Risiken sorgfältig geprüft und Anwendun-
gen regelmäßig bewertet werden.  In Hinsicht auf die KI ist die Kennzeichnungspflicht entschei-
dend. Die SPD Berlin setzt sich für eine bessere Ausstattung der Medienanstalten ein, damit sie 
weiter regulative und fördernde Aufgaben in Einklang miteinander bringen kann. 

2. Wie steht die Partei grundsätzlich zur Förderung von Journalismus und Presse und Medien? 

Freie und vielfältige Medien sind unverzichtbar für eine funktionierende Demokratie. Eine unab-
hängige Medienaufsicht und die Sicherung von Medienvielfalt gehören deshalb zu den Aufgaben, 
die wir stärken wollen. Weil eine Förderung von Journalismus und Presse mit öffentlichen Mitteln 
unter Einhaltung der Staatsferne-Gebote über die Landesmedienanstalt möglich ist, hat sich die 
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SPD Berlin für die finanzielle Ausstattung der Lokaljournalismus-Förderung eingesetzt und diese 
Förderstrecke als bundesweit neues Fördertool damit ermöglicht. Über die sog. De-minimis-Bei-
hilfe (Bagatellbeihilfe) wurde die Förderung zudem so weiterentwickelt, dass keine Konflikte mit 
dem Wettbewerbsrecht entstehen. Die Lokaljournalismusförderung in Berlin erfreut sich breiter 
Beliebtheit, fördert die Nachrichtenversorgung mit lokalen Angeboten und trägt zur Medienviel-
falt in Berlin bei – ein echter Erfolg für Berlin und den Journalismus. 

3. Welche Maßnahmen sollen eingeführt werden, um den Schutz von Journalist*innen zu verbes-
sern? 

Mit dem Digitale Medien-Staatsvertrag sollen die Aufgaben der Landesmedienanstalt bei der Um-
setzung des European Media Freedom Act geschärft werden. In diesem Sinn sieht die SPD Berlin 
die Landesmedienanstalt auch als eine Schutzinstitution, die Medienvielfalt und freie journalisti-
sche Arbeit im Einklang zu sichern hat. Außerdem soll die Landesmedienanstalt alle Anstrengun-
gen fortsetzen und ausbauen, die verfassungsfeindliche oder dem Jugendschutz widersprechende 
Inhalte auf öffentlichen Plattformen ermitteln und an die Strafverfolgungsbehörden weitergeben. 
Hass und Hetze im gesetzlichen Rahmen einzudämmen, schützt die öffentliche, freiheitliche Mei-
nungsbildung. Die SPD Berlin steht für die freie Meinung, die Kunst-, Presse- und Programmfrei-
heit und bekennt sich zu freien und vielfältigen Medien sowie zu einer staatsfernen Medienauf-
sicht.  

4. Wie sollen Auskunftsrecht und Informationsfreiheitsgesetz gegenüber öffentlichen Einrichtun-
gen erhalten und erweitert werden? 

Transparenz und Informationszugang sind Grundlagen demokratischer Kontrolle. Die SPD steht 
zur Informationsfreiheit und zum Ziel eines modernen Transparenzgesetzes. Es muss mit dem 
Schutz kritischer Infrastruktur und der inneren Sicherheit abgewogen werden. Gerade nach den 
Anschlägen auf die Berliner Stromversorgung ist es notwendig, sensible Informationen besser zu 
schützen. Mit der Änderung möchten wir erschweren, dass z.B. kritische Infrastruktur über IGF-
Anfragen ausspioniert werden kann. Wir sind in der Pflicht zu verhindern, werden, dass Auskunfts-
rechte missbräuchlich genutzt werden. Es geht also um eine maßvolle und klar begrenzte Anpas-
sung des IFG. 
 

5. Wie kann der öffentlich rechtliche Rundfunk gestärkt und resilienter aufgestellt werden? 

Die SPD Berlin sieht freie und vielfältige Medien als Grundpfeiler der Demokratie. Dem öffentlich-
rechtlichen Rundfunk kommt dabei eine besondere Rolle zu, weil er staatsfern organisiert und öf-
fentlich getragen, seinen Aufgaben, der Meinungsbildung sowie der Versorgung von Angeboten 
im Bereich Information, Nachrichten, Unterhaltung und Zeitgeschehen nachkommt. Die SPD Ber-
lin steht klar an der Seite öffentlicher Rundfunkanstalten. Mit der Gründung der öffentlichen 
Rundfunkanstalten wurde die Nachrichtenversorgung der nationalsozialistischen Propaganda 
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entrissen. Mit dem Bewusstsein dieser Tradition steht die SPD Berlin gegen alle Versuche, den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk zu delegitimieren, zu manipulieren oder aufzulösen. 

6. Wie soll Medienkompetenz für alle nachhaltig gefördert werden? 

Als SPD Berlin unterstützten wir Stärkung von Medienbildung und digitaler Kompetenz, denn 
auch davon lebt demokratische Mitbestimmung. Digitalisierung betrachten wir als Werkzeug für 
mehr Teilhabe und darf kein Privileg sein. Menschen, die Schwierigkeiten mit digitalen Verwal-
tungsangeboten haben, sollen niedrigschwellige Unterstützung erhalten. Dafür wollen wir neben 
den Angeboten in der Landesmedienanstalt auch in anderen Einrichtungen fördernd agieren, un-
ter anderem mit Digitalkursen in Bibliotheken und Volkshochschulen. Gleichzeitig setzen wir auf 
wohnortnahe Begegnungsorte. Digitalisierung soll also bestehende Bildungsangebote erweitern, 
aber persönliche Beratung und gemeinsames Lernen nicht ersetzen. Eine moderne Berlin-App 
nach Wiener Vorbild sowie Digitallotsen sollen dabei unterstützen. Digitale Bildung ist daher un-
verzichtbar und soll bereits im schulischen Kontext stärker berücksichtigt werden: Mit unserem 
neuen Rahmenlehrplan Digitales.  

7. Müssen die Gesetzesgrundlagen zum Schutz der Medien vor Populismus und Unterwanderung 
geändert werden? 

Die SPD Berlin stellt sich gegen Antisemitismus, Rassismus und Demokratiefeindlichkeit. Freie und 
vielfältige Medien stärken die demokratische Debatte. Maßnahmen gegen populistische Desinfor-
mation, Unterwanderung oder Propagandistische Hetze sowie postfaktische Manipulation der öf-
fentlichen Debattenkulturen bestehen schon bei Aufklärung, Empowerment und Austausch. Die 
SPD Berlin unterstützt, dass Förderkulissen transparent aufgesetzt werden und dass sich (öffent-
lich geförderte) Einrichtungen austauschen und vernetzen. 

 

// 

Bei Fragen und weiterem Austauschbedarf stehen wir Ihnen jederzeit zur Verfügung und sind für 
Sie unter Wahlprogramm.berlin@spd.de erreichbar. 

Gerne bleiben wir weiterhin Ihr Ansprechpartner für Berliner Landespolitik und darüber hinaus. 
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